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Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 143. Sitzung am 4. Mai 1956 
beschlossene Zweite Wohnungsbaugesetz (Wohnungsbau- und Fami- 
lienheimgesetz) — Drucksachen 5, 601, 722, 2270, zu 2270, 2279 
(neu), 2353 — wird nadi Maßgabe der in der Anlage zusammenge- 
faßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über 
die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 7. Juni 1956 


Der Vermittlungsausschuß 

Dr. h. c. Zinn Hoogen 

Vorsitzender Berichterstatter 


Angenommen in der 149. Plenarsitzung am 8. Juni 1956 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
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Anlage 


Änderungen 

des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 
(Wohnungsbau- und Familienheimgesetz) 


1. § 1 Abs. 2 Satz 1 

§ 1 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Förderung des Wohnungsbaues hat das 
Ziel, die Wohnungsnot, namentlich auch der 
Wohnungsuchenden mit geringem Einkom- 
men, zu beseitigen und zugleich weite Kreise 
des Volkes durch Bildung von Einzeleigen- 
tum, besonders in der Form von Familien- 
heimen, mit dem Grund und Boden zu ver- 
binden.“ 

2. § 18 Abs. 1 Satz 2 

§ 18 Abs. 1 Satz 2 letzter Halbsatz erhält 
folgende Fassung: 

vom Rechnungsjahr 1958 ab stellt der 
Bund jährlich einen Betrag im Bundeshaus- 
halt zur Verfügung, der sich, vorbehaltlich 
der Vorschriften des § 88 Abs. 3, gegenüber 
dem vorbezeichneten Betrage je Rechnungs- 
jahr um 70 Millionen Deutsche Mark verrin- 
gert.“ 

3. § 18 Abs. 3 (neu) 

In § 18 wird folgender neuer Absatz 3 ange- 
fügt: 

„(3) Leistungen des Bundes für die Wohn- 
raumversorgung 

a) der Flüchtlinge aus der sowjetisch besetz- 
ten Zone und dem sowjetisch besetzten 
Sektor Berlins, die im Notaufnahmever- 
fahren aus Rechts- oder Ermessensgrün- 
den aufgenommen und zugewiesen wer- 
den mit Ausnahme der Flüchtlinge, die 
auf Grund des Artikels 11 Abs. 2 des 


Grundgesetzes wegen des Vorhandenseins 
einer ausreichenden Lebensgrundlage auf- 
genommen werden, und mit Ausnahme 
der alleinstehenden Personen bis zum 
vollendeten 24. Lebensjahr sowie nach 
Abzug der wieder zurückgewanderten 
Flüchtlinge, 

b) der Vertriebenen, die nach § 31 des Bun- 
desvertriebenengesetzes umzusiedeln sind, 
der Personen, die nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 
des Bundesvertriebenengesetzes als Ver- 
triebene gelten, sowie der aus dem Aus- 
land zurückgeführten Vertriebenen, je- 
weils mit Ausnahme der alleinstehenden 
Personen, 

c) der Personen, die aus Anlaß der Frei- 
machung von Liegenschaften für Vertei- 
digungszwecke in Ersatzwohnraum unter- 
zubringen sind, 

d) der Angehörigen des öffentlichen Dien- 
stes, deren Wohnungsfürsorge dem Bund 
obliegt, 

ergeben sich aus dem Jahreshaushaltsplan des 
Bundes.“ 

4. § 19 Abs. 1 Satz 6 

In § 19 Abs. 1 wird Satz 6 „Dem in den Län- 
dern , . . Rechnung zu tragen.“ gestrichen. 

5, § 30 Abs. 1 

§ 30 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Um den Vorrang des Neubaues von 
Familienheimen und eine ausreichende Wohn- 
raumversorgung der Wohnungsuchenden mit 
geringem Einkommen sicherzustellen, haben 



die für das Wohnungs- und Siedlungswesen 
zuständigen obersten Landesbehörden die 
Verteilung der öffentlichen Mittel unter Be- 
achtung der in § 1 bestimmten Ziele und 
unter Berücksichtigung der Vorschriften des 
§ 26 so vorzunehmen, daß 

a) zunächst den Anträgen auf Bewilligung 
öffentlicher Mittel zum Bau von Fami- 
lienheimen entsprochen werden kann, 
wenn diese für Wohnungsuchende mit 
geringem Einkommen bestimmt sind, 
oder wenn durch den Bezug eines Fami- 
lienheims eine nach § 17 a des Wohraum- 
bewirtschaftungsgesetzes vorbehaltene 
Wohnung oder eine sonstige geeignete 
Wohnung des Wohnungsbestandes für 
einen Wohnungsuchenden mit geringem 
Einkommen frei wird, 

b) alsdann mit gleichwertigem Rang einem 
möglichst großen Teil der Anträge ent- 
sprochen werden kann, die gerichtet sind 

aa) auf Bewilligung öffentlicher Mittel 
zum Bau sonstiger Familienheime, 
insbesondere durch Bauherren, die 
nach § 36 Abs, 2 und 3 bevorzugt zu 
berücksichtigen sind, oder 

bb) auf Bewilligung öffentlicher Mittel 
zum Bau von sonstigen Wohnungen, 
die für Wohnungsuchende mit gerin- 
gem Einkommen bestimmt sind, so- 
weit diese Wohnungsuchenden noch 
nicht ausreichend mit Wohnraum 
versorgt sind und nicht in einer nach 
§ 17 a des Wohnraumbewirtschaf- 
tungsgesetzes vorbehaltenen Woh- 
nung oder einer sonstigen geeigneten 
Wohnung des Wohnungsbestandes 
untergebracht werden können.“ 

6. § 30 Abs. 2 Satz 1 

In § 30 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „neu“ 
gestrichen. 

7. § 31 

§31 erhält folgende Fassung: 

.§ 31 

Unterlagen für die Verteilung der öffent- 
lichen Mittel durch die obersten Landes- 
behörden 

Die für das Wohnungs- und Siedlungs- 
wesen zuständigen obersten Landesbehörden 


haben dafür zu sorgen, daß ihnen rechtzeitig 
vor der Verteilung der öffentlichen Mittel 
die für die Anwendung des § 30 erforder- 
lichen Unterlagen vollständig vorliegen, ins- 
besondere über die noch nicht erledigten An- 
träge auf Förderung des Baues von 

a) Familienheimen, darunter diejenigen, 
denen nach § 30 Abs. 1 Buchstabe a zur 
Unterbringung von Wohnungsuchenden 
mit geringem Einkommen zunächst zu 
entsprechen Ist, 

b) sonstigen Wohnungen für Wohnung- 
suchende mit geringem Einkommen, die 
unter den Voraussetzungen des § 30 
Abs. 1 Buchstabe b zu berücksichtigen 
sind.“ 

8. § 32 

§ 32 wird gestrichen. 

9. § 33 

§33 erhält folgende Fassung: 

4 33 

Berichterstattung an den Bundesminister 
für Wohnungsbau 

(1) Die für das Wohnungs- und Siedlungs- 
wesen zuständigen obersten Landesbehörden 
haben dem Bundesminister für Wohnungs- 
bau jährlich Berichte über die Durchführung 
des § 30, die danach vorgenommenen Mittel- 
verteilungen und die Auswertung der in § 31 
bezelchneten Unterlagen zusammen mit den 
Wohnungsbauprogrammen vorzulegen. 

(2) Der Bundesminister für Wohnungsbau 
stellt die nach Absatz 1 erstatteten Berichte 
unter Auswertung der Erhebung nach dem 
Gesetz über eine Statistik der Wohn- und 
Mietverhältnisse und des Wohnungsbedarfs 
vom 17. Mai 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 427) 
ZU einem Gesamtbericht für das Bundesgebiet 
zusammen. In dem Gesamtbericht ist auch 
die Wohnraumversorgung der Wohnung- 
suchenden zu behandeln, die in Lagern, Ba- 
racken, Bunkern, Nissenhütten oder ähn- 
lichen nicht dauernd für Wohnzwecke ge- 
eigneten Unterkünften bisher untergebracht 
waren oder noch untergebracht sind.“ 

10. § 47 Abs. 2 

In § 47 Abs. 2 werden die Worte „im Rah- 
men der Vorschriften des § 74 Abs. 2“ ge- 
strichen. 
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11. § 49 

§ 49 erhält folgende Fassung: 

4 49 

Verfahren bei der Bewilligung öffentlicher 
Mittel für Familienheime 

(1) Alle Anträge auf Bewilligung öffent- 
licher Mittel zum Bau von Familienheimen, 
mit Ausnahme der offensichtlich nicht för- 
derungsfähigen Anträge, sind von den zu- 
ständigen Stellen entgegenzunehmen, auch 
wenn im Zeitpunkt der Antragstellung öffent- 
liche Mittel zur Förderung der Bauvorhaben 
nicht zur Verfügung stehen. Die Anträge sind 
listenmäßig so zu erfassen, daß die Unter- 
lagen nach § 31 zusammengestellt werden 
können. 

(2) Die Anträge auf Bewilligung öffent- 
licher Mittel zum Bau von Familienheimen 
sind von den zuständigen Stellen ohne Auf- 
schub zu bearbeiten. Dem Antragsteller ist 
innerhalb angemessener Frist eine Entschei- 
dung über den Antrag mitzuteilen oder ein 
Besdieid über die Aussichten und die voraus- 
sichtliche Weiterbearbeitung des Antrages zu 
erteilen." 

12. § 70 

§ 70 erhält folgende Fassung: 

4 70 

Ablösung des öffentlichen Baudarlehens 

(1) Der Eigentümer eines Familienheims 
in der Form des Eigenheims oder der Eigen- 
siedlung oder der Wohnungseigentümer einer 
eigengenutzten Eigentumswohnung kann 
nach Ablauf von zwei Jahren und vor Ab- 
lauf von zwanzig Jahren seit Bezugsfertig- 
keit über die vereinbarungsgemäß zu entrich- 
tenden Tilgungen hinaus das öffentliche Bau- 
darlehen ganz oder in Teilen vorzeitig durch 
Zahlung noch nicht fälliger Leistungen abzüg- 
lich von Zwischenzinsen unter Berücksichti- 
gung von Zinseszinsen ablösen. 

(2) Hat der Bauherr eines Familienheims 
In der Form des Kaufeigenhelms oder der 
Trägerkleinsiedlung einen auf Übertragung 
des Eigentums gerichteten Vertrag oder Vor- 
vertrag mit einem geeigneten Bewerber ab- 
geschlossen, so finden die Vorschriften des 
Absatzes 1 zugunsten des Bewerbers ent- 
sprechend Anwendung, wenn er das öffent- 
liche Baudarlehen ganz oder in Teilen vor- 
zeitig ablöst. 


(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung nähere Vorschrif- 
ten über die Ablösung der noch nicht fälligen 
Jahresleistungen zu erlassen und den zu- 
grunde zu legenden Zinssatz zu bestimmen; 
der Zinssatz Ist nach der Kinderzahl zu staf- 
feln. Die Bundesregierung kann in der 
Rechtsverordnung auch die in Absatz 1 be- 
stimmte Frist von zwanzig Jahren verlängern 
und bestimmen, auf welchen Zeitpunkt des 
Kalenderjahres die Ablösung zugelassen wird 
und für welche Leistungen sie wenigstens er- 
folgen muß." 

13. § 71 Abs. 5 

§71 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Über die Tragung des durch die Ab- 
lösung sich bei den Ländern ergebenden Aus- 
falls sowie über die Abführung der Ab- 
lösungsbeträge an den Bund und den Aus- 
gleichsfonds können zwischen dem Bund und 
den Ländern Verwaltungsvereinbarungen ge- 
troffen werden, in denen die Vorsdiriften 
der Absätze 1 bis 4 ergänzt werden oder In 
denen von diesen Vorschriften abgewichen 
wird.“ 

14. Vor § 73 

Die Überschrift zum Fünften Abschnitt des 
Teils III wird wie folgt gefaßt: 

„Mieten und Belastungen für öffentlich 
geförderte Wohnungen“. 

15. § 73 Abs. 4 

§ 73 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) In den Fällen, In denen der Bewilli- 
gungsstelle eine Wirtschaftlichkeitsberechnung 
nicht vorzulegen ist, ist die Miete preisrecht- 
lich zulässig, die der Miete für vergleichbare 
öffentlich geförderte Mietwohnungen ent- 
spricht.“ 

16. § 73 Abs. 5 

§ 73 Abs. 5 wird gestrichen. 

17. § 74 

a) § 74 Abs. 4 wird gestrichen. Der bisherige 
Absatz 5 wird Absatz 4. 

b) In Absatz 4 (bisher Absatz 5) Satz 1 wer- 
den die Worte „der Absätze 1 bis 4" er- 
setzt durch die Worte „der Absätze 1 
bis 3". 
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18. § 74 a (neu) 

Nach § 74 wird folgender § 74 a eingefügt: 

4 74 a 

Tragung der Miet- und Lastenbeihilfen 

(1) Die für die Miet- und Lastenbeihilfen 
erforderlichen Mittel werden den dem Lande, 
dem Gemeindeverband oder der Gemeinde 
für die Förderung des sozialen Wohnungs- 
baues zur Verfügung stehenden öffentlichen 
Mitteln im Sinne des § 6 Abs. 1 entnommen 
oder den Mitteln, die das Land, der Gemein- 
deverband oder die Gemeinde hierfür geson- 
dert zur Verfügung stellt. 

(2) Soweit die Aufwendungen für die Miet- 
und Lastenbeihilfen im Rahmen des Ab- 
satzes 1 einem Lande entstanden sind, wer- 
den sie vom Bund und dem Lande zu gleidien 
Teilen, und zwar für jedes Jahr gesondert 
getragen, vom Bund jedoch nur bis zur Höhe 
der Hälfte der dem Bund in den Rechnungs- 
jahren 1957 bis I960 jeweils jährlich zu- 
stehenden Zinsforderungen für die Darlehen, 
die dem Land nach § 14 des Ersten Woh- 
nungsbaugesetzes gewährt worden sind oder 
nach § 18 des vorliegenden Gesetzes noch ge- 
währt werden; in Höhe des demgemäß auf 
den Bund entfallenden Anteils vermindern 
sich seine Zinsforderungen gegen das Land. 
Hiervon abweichende Verwaltungsverein- 
barungen zwischen dem Bund und dem 
Lande sind zulässig.“ 

19. § 75 Abs. 2 Satz 2 

In § 75 Abs. 2 wird Satz 2 wie folgt gefaßt: 

„§ 15 Abs. 5 des Wohnraumbewirtschaf- 
tungsgesetzes findet auf öffentlich geförderte 
Wohnungen keine Anwendung,“ 

20 . § 88 

In § 88 werden folgende Absätze 2 bis 4 an- 
gefügt: 

„(2) Benötigt ein Land für die Auszahlung 
der Prämien einen höheren Anteil der nach 
§18 Abs. 1 zugeteilten Mittel, als von allen 
Ländern im Bundesdurchschnitt benötigt 
wird, so sind dem Land zusätzliche Mittel 
vom Bund in der Höhe zuzuteilen, in der der 
Bundesdurchschnitt überschritten wird. Der 
Bundesdurchschnitt berechnet sich nach dem 
Verhältnis, ln dem der Gesamtbetrag der 
Entnahmen aller Länder gemäß Absatz 1 
Satz 2 zu den ihnen nach § 18 Abs. 1 Satz 2 
zugeteilten Mitteln steht. Bel der Berechnung 


der zusätzlich benötigten Mittel ist jeweils 
von der Prämienbelastung des Rechnungs- 
jahres auszugehen, das der Verteilung der 
Mittel nach § 19 vorangegangen ist. 

(3) In Höhe der nach Absatz 2 erforder- 
lichen zusätzlichen Mittel tritt die in § 18 
Abs. 1 Satz 2 vorgesehene Verringerung des 
Betrages, der jährlich im Bundeshaushalt zur 
Verfügung zu stellen ist, nicht ein. Auf die 
Zuteilung der zusätzlichen Mittel sind die 
Vorschriften des § 19 nicht anzuwenden. 

(4) In Höhe des Gesamtbetrages, der ln 
den Rechnungsjahren 1958 bis 1966 für 
Zwecke des Absatzes 2 zusätzlich zur Ver- 
fügung gestellt worden ist, sind in den Rech- 
nungsjahren 1967 und 1968 die in § 20 be- 
zeichneten Rückflüsse den allgemeinen Dek- 
kungsmitteln des Bundeshaushalts zuzufüh- 
ren; insoweit findet § 20 keine Anwendung. 
Soweit vom Rechnungsjahr 1967 ab nach § 20 
zu verwendende Mittel den Ländern zuge- 
teilt werden, sollen die den einzelnen Län- 
dern zusätzlich gewährten Mittel berücksich- 
tigt werden.“ 

21. § 90 Abs. 3 Satz 1 

In § 90 Abs. 3 erhält Satz 1 folgende Fas- 
sung: 

„Auf Antrag können auch einer Gemeinde 
öffentliche Mittel als Darlehen für die Vor- 
finanzierung der Erschließung geeigneter 
Flächen als Bauland für den öffentlich geför- 
derten sozialen Wohnungsbau, Insbesondere 
für Familienheime (Baulanderschließungsdar- 
lehen), bewilligt werden.“ 

22. § 90 Abs. 4 Satz 1 

In § 90 Abs. 4 erhält Satz 1 folgende Fas- 
sung: 

„Baulanderschließungsdarlehen dürfen nur 
bewilligt werden, wenn geeignetes erschlosse- 
nes Bauland für den öffentlich geförderten 
sozialen Wohnungsbau, Insbesondere für 
Familienheime, nicht zur Verfügung steht, 
die Kosten der Erschließung den Vorschriften 
des Absatzes 1 entsprechen und von der Ge- 
meinde nicht aus eigenen Mitteln oder ohne 
wesentliche Kostenerhöhung in sonstiger 
Weise getragen werden können.“ 

23. § 90 Abs. 5 

§ 90 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Werden die Grundstücke, für deren 
Erschließung die Gemeinde ein Baulander- 



Schließungsdarlehen erhalten hat, nicht inner- 
halb von fünf Jahren seit der Bewilligung des 
Darlehens mit Wohnungen des öffentlich ge- 
förderten sozialen Wohnungsbaues, insbe- 
sondere mit Familienheimen, bebaut, so kann 
die Rückzahlung des Darlehens verlangt wer- 
den." 

24 . § 92 

§ 92 wird gestrichen. 

25. § 93 

§ 93 wird gestrichen. 

26. § 99 Abs. 4 fiieu) 

In § 99 wird folgender neuer Absatz 4 ange- 
fügt: 

„(4) Bestehende Vorschriften der Länder 
über weitergehende Freibaumöglichkeiten 
sowie die in § 4 des Wohnraumbewirtschaf- 
tungsgesetzes vorgesehenen Ermächtigungen 
zur Lockerung oder Aufhebung der Wohn- 
raumbewirtschaftung, wenn dies der Schaf- 
fung neuen Wohnraums dient, bleiben unbe- 
rührt.“ 

27. § 102 a (neu) 

Nach § 102 wird folgender neuer § 102 a ein- 
gefügt: 

„§102a 

Sondervorschriften für die Stadtstaaten 

(1) Der Bundesminister für Wohnungsbau 
wird ermächtigt, für die Länder Berlin, Ham- 
burg und Bremen Abweichungen von den 
Bestimmungen des § 26 Abs. 1 und § 30 
Abs. 1 zuzulassen. 

(2) Berlin und die Freie und Hansestadt 
Hamburg gelten für die Anwendung dieses 
Gesetzes auch als Gemeinden.“ 

28. § 103 Abs. 1 

§103 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für öffentlich-rechtliche Streitig- 
keiten, die aus diesem Gesetz entstehen kön- 
nen, ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. 
Dies gilt insbesondere für Streitigkeiten, die 
sich ergeben aus Anträgen auf Bewilligung 
öffentlicher Mittel, auf Übernahme von 
Bürgsdiaften und Gewährleistungen und auf 


Zulassung eines Betreuungsunternehmens 
(§ 38 Abs. 2)." 

29. § 109 Abs. 2 

§ 109 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Landesregierungen werden er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung vorzu- 
schreiben, daß auf öffentlich geförderte Woh- 
nungen und Wohnräume, die nach dem 

30. Juni 1956 bezugsfertig geworden sind 
oder bezugsfertig werden, und für die die 
öffentlichen Mittel erstmalig vor dem 1, Ja- 
nuar 1957 bewilligt worden sind oder bewil- 
ligt werden, auf Antrag des Bauherrn be- 
stimmte Vorschriften des vorliegenden Ge- 
setzes an Stelle der entsprechenden Vorschrif- 
ten des Ersten Wohnungsbaugesetzes anzu- 
wenden sind. In diesem Falle finden auf diese 
Wohnungen und Wohnräume die in der 
Rechtsverordnung bezeichneten Vorschriften 
des vorliegenden Gesetzes auch dann Anwen- 
dung, wenn sie sonst nur auf Wohnraum an- 
wendbar sind, für den die öffentlichen Mit- 
tel nach dem 31. Dezember 1956 bewilligt 
worden sind oder bewilligt werden.“ 

30. § 110 Abs. 3 

§110 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Auf anerkannte Familienheime und 
anerkannte eigengenutzte Eigentumswoh- 
nungen finden die Vorschriften der §§ 70 
und 71 über die Ablösung und über die 
Tragung des Ausfalls Anwendung, soweit 
nach der Anerkennung Ablösungen erfol- 
gen.“ 

31. § 110 Abs. 4 

§110 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Auf anerkannte Familienheime finden 
die Vorschriften des § 78, auf anerkannte 
eigengenutzte Eigentumswohnungen die Vor- 
schriften des § 79 über Rechtsansprüche auf 
Zuteilung Anwendung.“ 

32. § 112 Abs. 2 

§112 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für Unfälle, die nach dem Inkraft- 
treten des vorliegenden Gesetzes eintreten, 
gelten die Vorschriften der Reichsversiche- 
rungsordnung in der Fassung des § 121 a des 
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vorliegenden Gesetzes auch dann, wenn es sich 
um den Bau von Wohnungen der in § 537 
Nr. 13 der Reichsversicherungsordnung be- 
zeichneten Art handelt, auf die die Vorschrif- 
ten des Ersten Wohnungsbaugesetzes anzu- 
wenden sind." 

33. § 116 a (neu) 

Nach § 116 wird folgender neuer § 116 a ein- 
gefügt: 

4 116 a 

Änderung des Ersten Bundesmietengesetzes 

Das Erste Bundesmietengesetz vom 27. Juli 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 458) wird wie folgt 
geändert: 

§ 10 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,(2) Absatz 1 gilt entsprechend für den 
mit öffentlichen Mitteln geförderten und 
nach dem 31. Dezember 1949 bezugsfertig ge- 
wordenen preisgebundenen Wohnraum, für 
den die öffentlichen Mittel vor dem 
25. August 1953 bewilligt worden sind, wenn 
eine Miete festgesetzt oder als zulässig aner- 
kannt worden ist, die hinter der nach den 
Vorschriften des Ersten Wohnungsbauge- 
setzes vom 24. April 1950 (Bundesgesetzbl. 
S. 83) und der Mietenverordnung zugelas- 
senen Richtsatzmiete zurückbleibt. ‘ " 

34. § 118 Nr. 4 (§ 298 LAG) 

In § 298 werden die Worte „sowie Personen, 
die Leistungen nach § 301 erhalten können," 
gestrichen. 

35. § 118 Nr. 4 (§ 298 Abs. 2 — neu — 
LAG) 

In § 298 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

,;(2) Unter den Voraussetzungen des Ab- 
satzes 1 kann Wohnraumhilfe ferner Per- 
sonen gewährt werden, die Leistungen nach 
§ 301 erhalten können, Sowjetzonenflücht- 
lingen jedoch nur insoweit, als sie vor dem 

1. Februar 1953 aufgenommen worden sind." 

36. § 118 Nr. 6 (§ 300 LAG) 

a) In § 300 werden im ersten und zweiten 
Halbsatz des Satzes 2 die Worte „ein- 
schließlich der Personen, die Leistungen 
nach § 301 erhalten können und gleich- 
artige Schäden erlitten haben," ge- 
strichen. 


b) In § 300 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Den vorgenannten Geschädigten sind die 
in § 298 Abs. 2 genannten Personen je- 
weils insoweit gleichgestellt, als sie gleich- 
artige Schäden geltend machen können." 

37. § 119 (§ 7 Wohnungsbau-Prämiengesetz) 

In § 7 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Benötigt ein Land für die Auszahlung 
der Prämien einen höheren Anteil der nadi 
§ 18 Abs. 1 des Zweiten Wohnungsbauge- 
setzes zugeteilten Mittel, als von allen Län- 
dern im Bundesdurchschnitt benötigt wird, 
so sind dem Land nach den näheren Vor- 
schriften des § 88 des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes zusätzliche Mittel Vom Bund zu- 
zuteilen." 

38. § 121 a (neu) 

Nach § 121 wird folgender § 121 a eingefügt: 

4121 a 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 537 wird folgende Nummer 13 ange- 
fügt: 

,13. alle Personen, die beim Bau eines Fami- 
lienheims (Eigenheim, Kaufeigenheim, 
Kleinsiedlung), einer eigengenutzten 
Eigentumswohnung, einer Kaufeigen- 
tumswohnung oder einer Genossen- 
schaftswohnung im Rahmen der Selbst- 
hilfe tätig sind, wenn durch das Bauvor- 
haben öffentlich geförderte oder steuer- 
begünstigte Wohnungen geschaffen wer- 
den sollen. Dies gilt auch für die Selbst- 
hilfe bei der Aufschließung und Kulti- 
vierung des Geländes, der Herrichtung 
der Wirtschaftsanlagen und der Herstel- 
lung von Gemeinschaftsanlagen. Für die 
Begriffsbestimmungen sind die §§ 5, 7 
bis 10, 12, 13 und 37 des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes vom (Bundesge- 

setzbl. IS....) maßgebend. ‘ 

2. In § 564 Abs. 1 wird folgende Nummer 8 
angefügt: 

,8. bei Tätigkeiten der in § 537 Nr. 13 ge- 
nannten Art.‘ 

3. In § 633 wird folgender Absatz 3 ange- 
fügt: 
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,(3) Als Unternehmer von Selbsthilfe- 
tätigkeiten nach § 537 Nr. 13 gilt auch 
der Bauherr, der nicht für eigene Rech- 
nung tätig ist.‘ 

4. In § 785 wird folgender Absatz 2 ange- 
fügt: 

,(2) Bei den Zweiganstalten sind, unbe- 
schadet der Dauer der Selbsthilfearbeit, die 
nach § 537 Nr. 13 tätigen Personen sowie 


die von Dritten beim Bau von anerkann- 
ten Kleinsiedlungen (§ 89 des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes vom .... — Bun- 
desgesetzbl. IS....) beschäftigten Personen 
versichert.' 

5. In § 798 wird folgender Absatz 2 ange- 
fügt: 

,(2) Absatz 1 Nr. 2 gilt auch für die nach 
§ 785 Abs. 2 Versicherten.'" 
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